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Als das Flüchtlingslager Moria niederbrannte, war der 
allgemeine Aufschrei nur kurz. Kaum etwas zu hören 
war, als die ersatzweise auf Lesbos aufgeschlagenen Zel-
te nach dem ersten Herbstregen im Matsch versanken.  

Das Elend in Griechenland und das Sterben auf dem Mit-
telmeer sind nicht mehr als Randnotizen in einer EU, de-
ren Pläne für eine Asylrechtreform unter anderem 
„Abschiebepatenschaften“ vorsehen - ein monströses 
Wort für ein menschenverachtendes Konzept. 1553 Men-
schen aus Lesbos nimmt Deutschland nach dem Feuer in 
Moria auf. Beschämend wenig. Dabei sagen viele Kom-
munen laut und deutlich: Wir haben Platz! Wir wollen 
mehr Menschen aufnehmen! Mehr als 200 Städte und 
Kreise haben sich zu sicheren Häfen erklärt. Ein gutes 
Dutzend davon in Hessen. Doch der vielstimmige Ruf der 
Seebrücke und der Initiative Städte der Zukunft verhallt 
bisher, weil sich das Bundesinnenministerium der Initia-
tive versperrt. Quälend langsam geht es auch voran mit 
dem hessischen Landesaufnahmeprogramm für vul-

nerable Schutzsu-
chende. CDU und 
Grüne haben sich 
schon im Dezember 
2018 in ihrem Koali-
tionsvertrag auf ein 
solches Programm 
verpflichtet. Umge-

setzt ist es noch immer nicht. Im Mai 2020 haben 143 
hessische und bundesweite Organisationen die Landesre-
gierung aufgefordert, den Worten endlich Taten folgen 
zu lassen. Der Hessische Flüchtlingsrat hat den Appell  
#MenschenWürdeSchützen mitgestaltet.  

Das lang angekündigte Landesaufnahmeprogramm muss 
endlich kommen. Auch wenn es nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein wäre, angesichts der 1,5 Millionen beson-
ders verletzlichen Flüchtlinge, die nach Schätzungen des 
UN-Flüchtlingskommissariats derzeit dringend einen dau-
erhaften Aufnahmestaat brauchen. Sie alle leben unter 
verheerenden Bedingungen. Auch die Menschen in Moria 
können nicht mehr warten, denn zum Matsch kommt 
jetzt die Winterkälte hinzu und macht die Zustände noch 
unerträglicher, auch wenn eine Steigerung kaum noch 
vorstellbar ist. Die Regierungen in Deutschland und Hes-
sen dürfen sich nicht länger taub stellen. Der Schrei der 
Zivilgesellschaft nach Menschlichkeit und Solidarität ist 
unüberhörbar.  

  

  von Barbara Helfrich                                                              

  für den Vorstand des Flüchtlingsrats 

Bilder: Obdachlose Schutzsuchende  

nach dem Feuer in Moria. Quelle: UNHCR 

Demokratie stärken, 
Rechtsextremismus und 
Rassismus bekämpfen  

Dass Hessen ein Hotspot rechter 
Gewalt ist, haben nicht nur die 
Morde an Walther Lübcke und an 
den Opfern des Anschlags von 
Hanau gezeigt, auch die Ermitt-
lungen im Rahmen der Morddro-
hungen des „NSU 2.0“ führen in 
die Reihen der hessischen Polizei. 
Bei den Rechtsextremismus-Ver-
dachtsfällen in der Polizei liegt 
das Land im Bundesländerver-
gleich weit vorn. Ge-
meinsam mit zwölf wei-
teren hessischen Organi-
sationen hat der hfr des-
halb zehn Forderungen 
an die Landesregierung 
formuliert. Angesichts 
des eklatant zu Tage 
getretenen Behördenver-
sagens fordern wir von 
dieser verstärkte Bemü-
hungen, Bewegungen für 
Menschenrechte zu stär-
ken und allen Formen                                                                     

                                   

 

 

gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit entschieden entge-
genzutreten. Die Herausgeber des 
Forderungspapiers sehen die Be-
kämpfung von Rassismus und 
Rechtsextremismus als gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und 
möchten mit der Veröffentlichung 
den Dialog und Austausch mit der 
Landesregierung zu diesem The-
ma suchen. Das gesamte Positi-
onspapier ist auf der Seite der 
Paritätischen Hessen download-
bar: 

 

 

Liebe Leser*innen, 

wer hätte gedacht, dass wir uns so 
lange mit diesem Virus herumschla-
gen müssen? Manch einer hat es 
vielleicht geahnt, doch jetzt ist es 
traurige Gewissheit:  

Covid-19 hat das Tempo des Jahres 
2020 bestimmt und wird uns auch 
im kommenden Jahr noch begleiten. 
Es hat viele Karten neu gemischt, 
systemimmanente Probleme zu Tage 
gefördert und vor allem für Geflüch-
tete verschlimmert, was vorher oft 
schon unerträglich war. Nicht zuletzt 
auch deshalb, weil es den öffentli-
chen Blick von Themen abgelenkt 
hat, die schon seit Jahren nach Lö-
sungen schreien, wie z.B. die Integ-
rationsverhinderungsstrategien des 
Gesetzgebers beim Arbeitsmarktzu-
gang oder die anhaltenden Probleme 
beim Familiennachzug aus Ostafrika. 
All das verschwand 2020 zunehmend 
hinter dem großen C.  

Doch nicht für uns. Wir schauen 
nicht weg. Unsere Aufgabe ist es, 
ganz genau hinzuschauen. Und des-
halb blicken wir in dieser Ausgabe 
unseres Newsletters zurück auf ein 
turbulentes Jahr und all die Dinge, 
die uns beim hfr beschäftigt haben. 
Wir wünschen euch einen guten 
Rutsch und hoffen, auch im kom-
menden Jahr auf eure Unterstützung 
bauen zu können. Bleibt gesund! 

Euer Flüchtlingsrat 

www.paritaet-hessen.org 



 

 

 

 

Dass dem Nationalpass im Aufent-
haltsrecht eine besondere Stellung 
zukommt, ergibt sich aus § 3 des 
Aufenthaltsgesetzes, aus dem her-
vorgeht, dass der rechtmäßige Auf-
enthalt in der Bundesrepublik den 
Nachweis der eigenen Identität 
durch einen Nationalpass des Her-
kunftslandes voraussetzt. Von der 
Erfüllung der Passpflicht macht der 
Gesetzgeber nur ungerne eine Aus-
nahme. Denn neben der Sicherung 
der Rückkehrberechtigung ins Her-
kunftsland sind mit der Erfordernis 
eines Identitätsnachweises vor allem 
auch sicherheitspolitische Erwägun-
gen verbunden, die in der Migrati-
onspolitik der letzten Jahre eine vor-
rangige Rolle spielen. 

Hohe Hürden der Zumutbarkeit 

Von der Mitwirkungspflicht 
bei der Passbeschaffung be-
freit sind grundsätzlich nur 
Asylberechtigte, anerkannte 
GFK-Flüchtlinge sowie Re-
settlementflüchtlinge, denen 

nach Schutzgewährung der Kontakt 
zu den Behörden des Verfolgerstaa-
tes nicht zugemutet werden kann. 
Alle anderen Schutzsuchenden se-
hen sich nach Ende des Asylverfah-
rens (unabhängig von dessen Aus-
gang) mit der Frage konfrontiert, 
wie sie einen Nationalpass beschaf-
fen oder zumindest einen Identitäts-
nachweis erbringen können. Denn 
dass die Passbeschaffung unzumut-
bar ist, wird nur selten angenom-
men. Auch nicht, wenn hierfür so-
genannte Freiwilligkeitserklärungen 

unterschrieben oder wie im Fall von 
Eritrea eine Aufbausteuer von zwei 
Prozent des Einkommens an eine 
Militärdiktatur gezahlt werden muss.  

Besonders problematisch ist eine 
ungeklärte Identität bei abgelehnten 
Asylbewerber*innen, da über die 
Mitwirkung und mitunter auch den 
Erfolg bei der Passbeschaffung auch 
ihr Arbeitsmarktzugang geregelt 
wird. Denn §60a Abs. 6 Aufenthalts-
gesetz sowie die kürzlich eingeführte 
„Duldung light“ für Menschen mit 
ungeklärter Identität ermöglichen 
die Verhängung eines Arbeitsverbots 
als Sanktionierungsmaßnahme bei 
Nichtmitwirkung. Keiner Beschäfti-
gung nachgehen zu dürfen, hat ge-
rade bei dieser Personengruppe je-
doch weitreichende Folgen.  

Rechtsanspruch 
ohne Pass? 

Vor allem über die 
Erteilung einer 
Ausbildungsdul-
dung kann seit 
2015 eine lang-
fristige Bleibeper-
spektive entste-
hen. Im berufli-

chen Eingliederungspro-
gramm Bleib in Hessen II 
berät der hfr auch Gedulde-
te, die eine Ausbildung be-
ginnen möchten, bei der 
Genehmigung dieser jedoch 
auf Probleme stoßen. Ob-
wohl die Erteilung der Aus-
bildungsduldung bei Erfül-
lung aller Voraussetzungen 

als Rechtsanspruch formuliert ist, 
scheitern die Betroffenen oft an 
der Frage nach dem Pass. So 
auch Farooq und Tamshad, 2 jun-
ge Männer aus Afghanistan und 
Pakistan, die über die Jahre in 
Deutschland nicht nur Schulab-
schlüsse nachgeholt, sondern 
auch Ausbildungsplätze als Anla-
gemechaniker und Elektroniker 
gefunden haben. Ihre Bemühun-
gen um Identitätsklärung reichten 

der Ausländerbehörde nicht, um die 
Vor-aussetzungen für den Rechtsan-
spruch als erfüllt zu sehen. Dank 
seiner Mitwirkung bei der Passbe-
schaffung behielt Tamshad zumin-
dest die Beschäftigungserlaubnis 
und konnte die während des Asyl-
verfahrens begonnene Ausbildung 
fortführen. Die begehrte Ausbil-
dungsduldung erhielt er jedoch erst 
nach zweijährigem Kampf im letzten 
Lehrjahr. Dass der Nationalpass 
nach jahrelanger Anstrengung letzt-
lich eintraf, war Voraussetzung da-

für, dass Tamshad heute mit 
Aufenthaltserlaubnis eine 
sichere Bleibeperspektive 
gefunden hat.  

Auf diese hofft auch Farooq. 
Im Fall des seit 2015 in 
Deutschland lebenden Af-
ghanen weigerte sich die 
zuständige Behörde jedoch 
bereits, eine Beschäftigungs-
erlaubnis zu erteilen, und 

das trotz eines bevorstehenden Ter-
mins bei der afghanischen Botschaft 
und schon vor Jahren vorgelegter 
Taskira. Obwohl es sich dabei um 
das gängigste afghanische Ausweis-
dokument handelt, taugt es nach 
Einschätzung des Innenministeriums 
nicht, um eine Identität eindeutig 
nachzuweisen.*  

Regelungen laufen ins Leere 

Während der Identitätsnachweis in 
den gesetzlichen Regelungen zur 
Ausbildungsduldung zunächst nur 
indirekt eine Rolle spielte, ist er seit 
2020 durch das „Gesetz über Dul-
dung bei Ausbildung und Beschäfti-
gung“ zum entscheidenden Ertei-
lungskriterium geworden. Der Ge-
setzgeber hat sich jedoch bewusst 
dazu entschieden, „nur“ die geklärte 
Identität zur Voraussetzung für den 
Erteilungsanspruch zu machen, nicht 
aber die Erfüllung der Passpflicht 
nach § 3 AufenthG. Auch wenn sich 
aus den Anwendungshinweisen des 
BMI zur Ausbildungsduldung heraus-
lesen lässt, dass dieses vorrangig 
auf die Vorlage eines Nationalpasses 
abstellt, so darf diese Formulierung 
nicht dazu führen, dass ohne gülti-
gen Pass der Rechtsanspruch auto-
matisch verneint wird. Denn hier-
durch entstehende Verzögerungen 
bei der Erteilung der Ausbildungs-
duldung führen dazu, dass die ge-
setzgeberische Intention, Rechtssi-
cherheit für Betriebe und Betroffene 
zu schaffen, konterkariert wird. 

Dass auch Hessen, so wie in ande-
ren Bundesländern bereits gesche-
hen, durch Erlass klarstellt, dass die 
Identität ebenso auch durch andere 
Dokumente nachgewiesen werden 
kann, ist aus Sicht des hfr dringend 
notwendig.  

Gute Nachrichten für unsere Bleib-
Teilnehmer                                                             

Sein Nationalpass garantierte Tams-
had nach Ende der Ausbildung ein 
dauerhaftes Bleiberecht. Familie 

Ahmad hofft nach positivem Härtefall-
votum ebenfalls auf eine Aufenthalts-
erlaubnis. Für die Zustimmung des 

Innenministers war u.a. die geklärte 
Identität ausschlaggebend. 

Scheitert am Ende alles am Pass?     

In den Arbeitsmarktprojekten Bleib II und IdEE unterstützt der hfr  
Betroffene auch bei Fragen zur Ausbildungsduldung. Deren Erteilung 
scheitert häufig am Erfordernis der Identitätsklärung.                                                

von Anna Hartnagel und Jana Borusko  

Empfehlenswerte                                     

Arbeitshilfen für die Beratung 

„Ausbildung und Arbeit als Wege zu 

einem sicheren Aufenthalt? Die Aus-

bildungs- und Beschäftigungsdul-

dung“ 

 kostenlos downloadbar unter                                      

www.der-paritaetische.de  

„Mitwirkungspflichten bei der Identi-

tätsklärung/Passbeschaffung für Men-

schen mit Duldung“ des Ivaf Netz-

werk „BLEIBdran“ in Thüringen  

 kostenlos downloadbar unter 

www.fluechtlingsrat-thr.de 

*nach Redaktionsschluss erklärte die zuständige Ausländerbehörde erfreulicherweise, die Beschäftigungserlaubnis 

nun doch zu erteilen. Der Antrag auf Ausbildungsduldung bleibt jedoch abgelehnt. 



 

 

Zielländer durchgeführter Abschiebungen im Vergleich  

Während in manche Regionen der Welt regelmäßig volle Chartermaschinen abheben, lassen sich 
Abschiebungen ausreisepflichtiger Personen in andere Länder nur schwer vollziehen. Die Corona-
pandemie hat die Durchführbarkeit von Abschiebungen im Jahr 2020 zusätzlich beeinflusst.        

Eine der häufigsten Fragen, die uns über die Beratungs-
hotline des hfr erreichen, ist die nach der Wahrschein-
lichkeit einer Abschiebung von ausreisepflichtigen Per-
sonen. Sie beschäftigt Unterstützer*innen, Beratungs-
stellen und Betroffene gleichermaßen und lässt sich 
nicht immer leicht beantworten. Obwohl sich eine Ein-
schätzung des persönlichen Risikos nur aus den konkre-
ten Umständen des Einzelfalls ableiten lässt, sind bei 
genauer Betrachtung der Abschiebepraxis deutscher 
Behörden durchaus grundlegende Tendenzen erkenn-
bar. So ergeben die Statistiken der vergangenen Jahre 
z.B., dass die meisten Personen 1. auf dem Luftweg, 2. 
über den Frankfurter Flughafen und 3. in einer Maschine 
der Lufthansa außer Landes gebracht werden.* 

Aktuelle Entwicklungen 

Von den ausreisepflichtigen Personen in Hessen stam-
men gut ein Viertel aus Afghanistan und Pakistan, ge-
folgt von Irak, Iran, Äthiopien, Somalia, Türkei, Serbi-
en, Marokko und Eritrea. Aber auch die Gruppe der Ni-

gerianer*innen mit vollzieh-

barer Ausreiseaufforderung 
vergrößert sich kontinuier-
lich, da die Einreisezahlen 
in den vergangenen Jahren 
stark gestiegen sind, im 
Asylverfahren jedoch nur selten Schutz gewährt wird. 
Während Abschiebungen in den Iran, Irak, Äthiopien 
und Somalia aufgrund von mangelnder Rückübernah-
mebereitschaft und Schwierigkeiten bei der Beschaffung 
von Passersatzpapieren nur unter erschwerten Bedin-
gungen (und deshalb selten) möglich sind, konnte die 
Bundesregierung die Abschiebezahlen in einige andere 
Länder seit 2016 deutlich erhöhen. Dass Sammelcharter 
regelmäßig die Länder des Balkans ansteuern, dürfte 
nicht überraschen, denn die Staaten wurden als sichere 
Herkunftsländer eingestuft und ihre Regierungen haben 
nach den sprunghaft gestiegenen Einreisezahlen 2015 
schnell große Rückübernahmebereitschaft signalisiert. 
Seit Jahren stehen u.a. Albanien und Serbien in den Top 
10, sowohl als Zielländer von Abschiebungen als auch 
freiwilliger Ausreisen mit finanzieller Förderung. Neu ist 
jedoch, dass auch nach Afghanistan, Pakistan und in die 
Länder des Maghreb jährlich Abschiebungen im hohen 
dreistelligen Bereich möglich sind. Offenkundig haben 
die Verhandlungsgespräche der deutschen Bundesregie-
rung mit rücknahmeunwilligen Staaten Wirkung gezeigt.  

Im Fokus: Afghanistan und Pakistan 

Unmittelbar nach Abschluss des bilateralen Rücknahme-
abkommens zwischen Afghanistan und Deutschland am 
02.10.2016 begannen die ersten Sammelabschiebeflüge 
in das Land, das nach Global Peace Index 2020 das ge-
fährlichste der Welt ist. Auch wenn bislang nur 
(alleinstehende) Männer in den Fliegern saßen, wurde 
2019 mit 361 vollzogenen Abschiebungen ein neuer 
Höchstwert erreicht. Auch mit Pakistan hat die BRD 
2010 ein Rückübernahmeabkommen abgeschlossen, 
welches jedoch zu keiner erheblichen Verbesserung in 

der Zusammenarbeit führte. Erst durch erneute, intensi-
ve Gespräche und ein Abkommen, das Deutschland Zu-
griff auf pakistanische Datenbanken erlaubt, gehören 
abgelehnte Pakistaner*innen heute zur Gruppe mit dem 
höchsten Abschieberisiko. 

Im Fokus: Marokko und Nigeria 

Ähnliche Entwicklungen lassen sich auch in Bezug auf 
Nigeria und Marokko beobachten. 2019 brachten ganze 
21 Sammelcharter 404 Nigerianer*innen in ihr Her-
kunftsland zurück. Kein anderes Land wurde im gleichen 
Zeitraum öfter angeflogen. Die Zahl der Abschiebungen 
in den Maghreb hat seit 2015 um das 14-fache zuge-
nommen, seit die Länder in Gesprächen mit dem ehe-
maligen Innenminister Thomas de Maizière ihre Koope-
rationsbereitschaft zugesichert haben. Für 696 Marok-
kaner*innen ging es 2019 zurück ins Herkunftsland. Bei 
über 60% kamen im 1. Halbjahr 2020 Hilfsmittel kör-
perlicher Gewalt zum Einsatz. Auch das ein trauriger 
Rekord.  

 

Dublinabschiebungen und die Auswirkungen der  
Coronapandemie  

Von grundlegenden Abschiebestopps profitierten 2020 
neben Syrern*innen auch Asylsuchende, für deren Asyl-
verfahren Ungarn zuständig gewesen wäre. Aufgrund 
von massiven Menschenrechtsverletzungen finden dort-
hin bereits seit 2017 keine Dublinabschiebungen mehr 
statt. Auch nach Griechenland, Bulgarien und Malta 
werden nur selten Asylsuchende überstellt. Im Jahr 
2019 und 1. Halbjahr 2020 bewegten sich die (Dublin-)
Abschiebezahlen in diese Länder maximal im niedrigen 
zweistelligen Bereich. Bezüglich Griechenland standen 
2019 z.B. 9.870 Übernahmeersuchen nur 20 vollzogene 
Abschiebungen gegenüber. Ein Drittel der Dublin-
Überstellungen hatte das Zielland Italien.  

Während im Jahr 2019 bundesweit noch 22.097 Ab-
schiebungen durchgeführt worden waren, fiel diese Zahl 
im 1. Halbjahr 2020 auf gerade mal 4616 zurück. Dub-
linabschiebungen wurden in Folge des europaweiten 
Lockdowns seit März 2020 durch den Bund zunächst 
ausgesetzt, bereits im Juni jedoch schrittweise wieder 
aufgenommen. Seit 17.07.20 findet das Überstellungs-
verfahren unter Auflagen (z.B. den Nachweis eines ne-
gativen Covid-Tests) wieder Anwendung. Auch nach 
Pakistan wurden bereits im Sommer wieder Abschiebun-
gen durchgeführt. Der nächste Sammelcharter nach 
Afghanistan ist bereits in Planung. Der hfr kritisiert dies 
scharf und fordert ein bundesweites Abschiebemoratori-
um während der Pandemie.   

Ziel-

länder 

2015 2019 1. HJ 

2020 

Iran 7 39 2 

Irak 6 30 1 

Somalia --- 9 4 

Äthiopien 2 4 --- 

Eritrea --- 2 1 

* alle Zahlen entstammen den Antworten der Bundesregierung auf Kleine Anfragen 

der Linken (BT-Drs.: 19/18201, 19/8021, 19/21406, 19/17906, 18/4025, 18/7588)     



 

 

Liebe Anna, 2020 war mit Si-
cherheit kein einfaches Jahr für 
einen Neuanfang. Was wird dir 
besonders in Erinnerung blei-
ben? 

Für mich persönlich war 2020 das 
Jahr des Homeoffice und der Zoom-
Konferenzen. Und ein Jahr persönli-
cher Veränderung mit neuen beruf-
lichen Herausforderungen. Flücht-
lingspolitisch dürften spätestens die 
Feuer in Moria schmerzhaft ver-
sinnbildlicht haben: Es brennt! 
Nicht nur auf den griechischen In-
seln, auch in Deutschland liegt eini-
ges im Argen. Das Ausmaß der Ver-
breitung rechten Gedankenguts in 
der BRD hat mich fassungslos ge-
macht und auch die Bilder der Er-
mordung George Floyds in den USA 
werde ich so schnell nicht verges-
sen können. Es dürfte jetzt auch 
dem letzten klar sein: Wir haben 
ein Rassismusproblem! 

Was hat dich das vergangene 
Jahr gelehrt?  

In meinen Augen wurde scho-
nungslos offenbart, dass wir auch 
in Deutschland weit davon entfernt 
sind, als Menschen gleich an Wert 
und Rechten zu sein. Während die 
einen den Rückzug in die Sicherheit 
der privaten vier Wände zu schät-
zen lernten, wurden Geflüchtete 
bewusst weiter vermeidbaren Ge-
fahren ausgesetzt. Dass auch in 
Hessen trotz Warnung aller Ex-
pert*innen Großunterkünfte nicht 
aufgelöst wurden, bis die schlimms-
ten Befürchtungen wahr wurden, ist 
bitter. Persönlich habe ich gelernt, 
dass menschliche Kontakte und 
Kultur grundlegend für psychische 
Gesundheit und auch durch die Er-
rungenschaften der Digitalisierung 
nicht zu ersetzen sind. Diese Er-
kenntnis führt gesamtgesellschaft-
lich hoffentlich zu einem Umdenken 
in der Debatte, wieviel soziale Teil-
habe (auch im Sinne von finanziel-
len Mitteln) wir den Schwächsten 

 

unter uns in Zu-
kunft zugestehen, 
um emotional ge-
sund zu bleiben.  

Was hat euch 
2020 besonders 
auf Trab gehal-
ten? 

In der Beratung 
waren das ohne Zweifel die The-
men Identitätsklärung und Passbe-
schaffung und die Frage, wann   
aufenthaltsrechtliche Mitwirkungs-
pflichten als erfüllt gelten. Dass 
Ausländerbehörden großzügig mit 
der Erteilung der neu eingeführten 
„Duldung light“ und dem damit ein-
hergehenden Arbeitsverbot umge-
hen würden, war zu erwarten und 
hat sich bewahrheitet. Politisch war 
in Hessen ganz klar die Flüchtlings-
unterbringung das Thema Nr. 1. Da 
ist, auch im Vergleich zu anderen 
Bundesländern, während Corona 
(aber auch grundlegend) leider we-
nig Erfreuliches passiert. 

Welche Aufgaben nimmst du für 
dich und den hfr mit ins Jahr 
2021? 

Die Unterstützung von geflüchteten 
Frauen, sowie die Sichtbarmachung 
ihrer Probleme ist mir ein besonde-
res Anliegen, dem ich mich im 
kommenden Jahr noch intensiver 
widmen möchte. Im Team wachsen 
außerdem tolle Ideen, z.B. zu poli- 

 

 

tischer Bildungsarbeit an Schulen. 
Ich wünsche mir sehr, dass wir die 
finanziellen Mittel generieren kön- 
nen, um diese Ideen mit unserer 
Expertise auch umzusetzen. 

Welche gesellschaftliche Verän-
derung würde dich glücklich 
machen? 

Ein Ende der Spaltung und endlich 
wieder #zusammen(er)leben.  

 

      
Seit Februar 2020 erweitert Anna Hartnagel 
das Team des Hessischen Flüchtlingsrats. 
Sie verfügt über langjährige Erfahrung in 
der Asylverfahrensberatung und Begleitung 
von UMA.  
Gemeinsam mit ihr blicken wir auf ein span-
nendes, nervenaufreibendes Jahr für den 
hfr und die Flüchtlingshilfe in Hessen zu-
rück. 

 

    FÜR DIE RECHTE VON FLÜCHTLINGEN. 

          SEIT 1991. 
 

Der Hessische Flüchtlingsrat ist einer von 16 deutschen Landesflüchtlingsräten und setzt sich als unabhän-

giges Organ solidarisch für die Rechte von Flüchtlingen ein. Er versteht sich als Bindeglied zwischen politi-

schen EntscheidungsträgerInnen und denen, die sich hessenweit vor Ort für das Bleiberecht Schutzsuchen-

der engagieren. Zum Aufgabenspektrum des Vereins gehören neben Telefon- und Einzelfallberatungen u.a. 

auch Fortbildungsreihen, die Veröffentlichung von Arbeitsmaterialien, Presse- und Kampagnenarbeit, die 

Aufarbeitung von Informationen und die Vertretung der Interessen Geflüchteter in Arbeitskreisen und 

(politischen) Gremien. 

Als gemeinnütziger Verein sind wir auf Spenden und Mitgliedsbeiträge angewiesen, um unsere Arbeit zu 

finanzieren und geplante Projekte auch in Zukunft umsetzen zu können. We need you on bord! 

 

Spendenkonto:  

IBAN: DE86  5305 0180 0049 5209 43 | BIC: HELADEF1FDS  

IMPRESSUM: Hessischer Flüchtlingsrat, Leipziger Straße 17, 60487 Frankfurt a.M., Tel.: 069 976 987 10, Fax.: 069 
976 987 11, E-Mail: hfr@fr-hessen.de  

 

 

„Als besonders schmerzhaft werden 

wohl nicht nur mir in diesem Jahr die 

rassistischen Morde von Hanau in Erin-

nerung bleiben. Außerdem erneut hun-

derte von Ertrunkenen im Mittelmeer, 

die Kriminalisierung der Seenotrettung 

und die Weigerung, kommunale Not-

aufnahme-Programme zu ermöglichen, 

obwohl sich auch in Hessen 15 Städte 

als sichere Häfen ausgerufen haben.“                   

Ulrich Schaffert,  

hfr-Vorstandsmitglied 


